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Ständiger Ausschuß für Beschäftigungsfragen
Mit der Errichtung des „Ständigen Ausschusses für Beschäftigungsfragen
(SAB)" im Jahre 1970, wurde ein neuartiges, gemeinschaftliches Konzertie-
rungs- und Beratungsorgan ins Leben gerufen, das aufgrund seiner Zusammen-
setzung, Aufgabenstellung und politischen Bedeutung im Kontext des umfang-
reichen Gemeinschaftssystems beratender Ausschüsse mit sozioprofessioneller
Zusammensetzung eine Sonderrolle spielt(e)1.

Die Gründung dieses dreigliedrigen Konzertierungsgremiums, in dem die Ar-
beits- und Sozialminister der EG-Mitgliedstaaten mit Vertretern der europäi-
schen Arbeitgeber und Gewerkschaft in Anwesenheit der Kommission Fragen
der Arbeitsmarktpolitik der Gemeinschaft erörtern, geht insbesondere auf An-
regungen der europäischen Arbeitnehmerorganisationen zurück2.

Die Gewerkschaftsseite ist es auch, die angesichts wachsender Arbeitslosen-
zahlen in der Gemeinschaft gegenwärtig darauf drängt, neben primär beschäfti-
gungspolitischen Themen, auch die grundsätzlichen wirtschafts- und strukturpo-
litischen Bedingungen der Arbeitsmarktsituation in den Trialog miteinzubezie-
hen; konkrete Schritte in Richtung Arbeitszeitverkürzung sollten unternommen
werden, der SAB solle insgesamt gestärkt und häufiger einberufen werden3. Die
Arbeitgeber verhalten sich gegenüber diesen Forderungen weitgehend defensiv.
Sie betonen ihre prinzipielle Gesprächsbereitschaft, lehnen jedoch einhellig et-
waige EG-Regelungen im Bereich der Arbeitszeitverkürzung ab. Sie sehen darin
kein geeignetes Instrument und verweisen insbesondere auf das Fehlen eines
transnationalen Mandats ihrer europäischen Organisationen zum Führen derar-
tiger Verhandlungen4.

Unter diesen Vorzeichen war die Arbeit des SAB auch im Berichtsjahr wie-
derholt von Spannungen und deutlichen Politisierungstendenzen gekennzeich-
net. In Fragen von eher technischer Natur konnte der SAB seine Beratungs- und
Vermittlungsfunktion im Rahmen des gemeinschaftlichen arbeitsmarktpoliti-
schen Konzertierungsprozesses zufriedenstellend wahrnehmen, (was nicht zu-
letzt aus der Tatsache hervorgeht, daß der Ausschuß im Jahr 1980 erstmals zu
insgesamt 4 Sitzungen zusammentrat); in substantiellen Fragen, etwa der ver-
bindlichen Gemeinschaftsregelung der Arbeitszeitfrage — dies zeigte vor allem
die erste Jahressitzung — blieb die Diskussion auch im Berichtsjahr von einem
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anhaltenden „Argumentationsstau" gekennzeichnet: Am 26. Februar 1980 trat
der SAB zu seiner ersten Jahressitzung, die vom Beratungsgegenstand her zu-
gleich die politisch brisanteste war, zusammen: Gegenstand der Erörterung war
die Auswirkung der Mikroelektronik auf die Beschäftigung. Als Diskussions-
grundlage diente das Kommissionsdokument „Die Beschäftigung und die neue
Mikroelektronik" (Dok KOM (80)16)5. Der Ausschuß stimmte darin überein,
daß die Einführung der Mikroelektronik zur Erhaltung der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaft notwendig sei, daß jedoch angesichts
der damit verbundenen tiefgreifenden gesellschaftlichen Veränderungen und
verstärkten Probleme im Beschäftigungsbereich eine gründliche Diskussion und
Prüfung dieses Komplexes erforderlich sei. Die europäischen Gewerkschaften
erhoben in diesem Zusammenhang die Forderung nach einer 10 %igen Arbeits-
zeitverkürzung, um der Vernichtung von Arbeitsplätzen infolge der Einführung
der Mikroprozessoren zu begegnen. Sie sprachen sich gegen eine Einführung
dieser Technologie ohne vorherige Verhandlungen zwischen Regierungen und
Tarifparteien aus und plädierten für den Abschluß von Technologieabkommen,
um damit die rechtzeitige Konsultation der Arbeitnehmer zu gewährleisten. Die
europäischen Arbeitgeber betonten dagegen, daß die freie Unternehmensdispo-
sition über Zeitpunkt und Umfang der Anwendung neuer Technologien erhalten
bleiben müsse. Sie forderten die Regierungen auf, die hierfür notwendigen Vor-
aussetzungen zu gewährleisten6.

Der Vorschlag der Kommissionsvertreter, die mit den neuen Technologien
verbundenen Probleme durch die Europäische Stiftung zur Verbesserung der
Lebens- und Arbeitsbedingungen in Dublin sowie durch das Europäische Zen-
trum für die Förderung der Berufsaussichten in Berlin untersuchen zu lassen,
fand ebenso die Zustimmung aller Beteiligten wie die Absicht, ein europäisches
Studien- und Analysezentrum bezüglich Fragen einer zukunftsorientierten Ar-
beitsmarktgestaltung ins Leben zu rufen. Der Vorsitzende wertete abschließend
die vorgetragenen Ansichten bei aller Gegensätzlichkeit als erste, wichtige Leit-
linien einer künftig im Gemeinschaftsrahmen zu intensivierenden Diskussion.

Die weiteren Sitzungen des SAB, die im Mai, Oktober und Dezember des Jah-
res stattfanden bezogen sich vor- und nachbereitend auf die arbeitsmarktpoliti-
schen Aktivitäten von Kommission und Rat, wobei Fragen einer gemeinschaftli-
chen Abstimmung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente7, „gemeinschaftli-
cher Aktionen im Bereich der Zeitarbeit"8 sowie Fragen der „freiwilligen Teil-
zeitarbeit" und der „Handhabung der flexiblen Altersgrenze"9 im Mittelpunkt
der jeweiligen Beratungen standen.

Dreierkonferenz

Eine große „Dreierkonferenz"10, die im Gegensatz zum SAB (dessen Tätigkeit
durch den Gründungsbeschluß des Rates festgelegt ist) auf informeller Grundla-
ge arbeitet, neben den Sozialministern auch die Finanz- und Wirtschaftsminister
der EG-Staaten umfaßt und sich primär um eine Konzertierung makroöko-

106 Jahrbuch der Europäischen Integration 1980



Ständiger Ausschuß für Beschäftigungsfragen/Dreierkonferenz

nomischer Fragen der Gemeinschaft bemüht, fand angesichts anhaltender Auf-
fassungsunterschiede zwischen den beteiligten Akteuren hinsichtlich Zielset-
zung und Arbeitsweise dieses Gremiums im Jahre 1980 nicht statt. Der Europäi-
sche Gewerkschaftsbund (EGB) hatte 1978, nach einem aus seiner Sicht unbe-
friedigenden Verlauf der bis dahin abgehaltenen Dreierkonferenzen eine weite-
re Mitarbeit im Rahmen dieser „Konzertierten Aktion auf Gemeinschaftsebe-
ne" abgelehnt.

Im Berichtsjahr gab es gleichwohl eine Reihe wichtiger Aktivitäten, die auf ei-
ne Fortsetzung, bzw. eine Modifizierung und Erweiterung tripartitiver Strate-
gien im europäischen Kontext zielten: So sollte nach den Vorstellung des EGB
Ende des Jahres 1980 eine gesamtwesteuropäische Dreierkonferenz zum Thema
„Beschäftigung" abgehalten werden. Nicht zuletzt die gesamteuropäische Di-
mension des Beschäftigungsproblems sowie seine auch nicht-EG-Staaten umfas-
sende Mitgliederstruktur, veranlaßten den EGB, diesen Ansatz auf Europa-
ratsebene zu wählen. Die Norwegische Regierung erklärte sich zur Durchfüh-
rung dieser Konferenz bereit; unter Mitarbeit des internationalen Arbeitsamtes
sowie des Europarates sollte sie vorbereitet werden. Die Arbeitgeberseite sah
jedoch in der Ausweitung des Rahmens keine geeignete Möglichkeit die anste-
henden Fragen zu diskutieren, verwies vielmehr auf die politisch-institutionelle
Notwendigkeit und Möglichkeit einer EG-bezogenen Konzertierung und lehnte
eine Teilnahme ab11.

Trotz verschiedener (schriftlicher) Kontakte zwischen den beteiligten Akteu-
ren und deren jeweiliger prinzipieller Einverständniserklärung einer Wiederauf-
nahme tripartitiver Konzertierungen, kam es 1980 auch im Rahmen der EG zu
keiner weiteren Dreierkonferenz. Zwar hatte der Ministerrat auf seiner Sitzung
am 9. Juni 1980 ein ausführliches Dokument12 über eine Optimierung künftiger
Dreierkonferenzen beraten und verabschiedet, das u.a. folgende Maßnahmen
vorsah:

Den grundsätzlichen Verzicht auf eine Festlegung starrer Regeln, die nach
Ansicht des Rates dem Charakter der Konferenzen widersprächen und die not-
wendige Flexibilität und Effizienz beeinträchtigten; eine Anhörung von Kom-
mission und Sozialpartner durch den Rat in der Vorbereitungsphase sowie einen
daraufhin einzuleitenden Vorabdialog zwischen den Sozialpartnern; eine
Straffung der Verhandlungsführung und Themenzentrierung durch den Präsi-
denten in der Durchführungsphase sowie den Versuch einer verstärkten gemein-
samen Aktionsausrichtung bei der Umsetzung der wesentlichen Zielsetzungen
und Schlußfolgerungen.

Taktisches Abwarten und unterschiedliche strategische Überlegungen der
einzelnen Teilnehmergruppen blieben gleichwohl für den Rest des Jahres 1980
bestimmend. In Kommissionskreisen erhofft man sich deshalb von einem für das
Jahr 1981 anvisierten sogenannten „Jumbo-Rat", an dem sowohl die Finanz-,
Wirtschafts- als auch Sozialminister der Gemeinschaft teilnehmen sollen, neue
Impulse, konkrete Handlungsperspektiven und Maßnahmen, die dann auch auf
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Seiten der europäischen Organisationen der Sozialpartner die Bereitschaft zu ei-
ner erneuten Mitwirkung an dreigliedrigen Konferenzen bestärken könnten13.
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